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Zahl der Windräder in dieser Zeit
um 1.000 erhöhen, indem sie Au-
tobahnbegleitgrün, Industriegebie-
te, entwaldete Flächen nutzen will
und die 1.000 Meter Abstandsvor-
gaben aufweichen wird. Solar soll
bis 2025 bei jedem Neubau, ob In-
dustrie oder Wohnhäusern, ver-
pflichtend werden. 

Auch der ÖPNV und das Rad-
wegenetz sollen so ausgebaut wer-
den, dass sie zu echten Alternati-
ven zum Autoverkehr – auch preis-
lich – werden. Das Angebot soll um
60% erhöht werden, z. B. durch
15minütige Taktzeiten der S-Bahn.

Bei der Einen-Welt-Strategie
sollen die Kommunalen Partner-

schaften besonders unterstützt
werden. Das Globale Lernen durch
die zivilgesellschaftlichen Aktivitä-
ten wird besonders gelobt und das
entsprechende Promotor*innen-
Programm wird als unverzichtbar
und nicht nur erhalten, sondern
sogar ausgebaut werden.

Die zukünftige Asyl- und
Flüchtlingspolitik bekommt eben-
falls eine offenere Ausrichtung –
von unverbindlich zu verbindlich –
soll heißen, die neue Landesregie-
rung wird sich mit  allen Mitteln für
ein neues Einwanderungsgesetz
im Bund stark  machen und das
Bleiberecht von integrierten
Flüchtlingen verbessern und deren
Einbürgerung verkürzen.

Dieser Koalitionsvertrag macht
trotz aller Krisen Hoffnung und
Mut, dass nicht jedes Jahr um die
finanziellen und arbeitsrechtlichen
Bedingungen bei dem Promoto-
renprogramm gerungen und inter-
veniert werden muss, sondern
dass die NGO`s einmal mittelfristig
planen und arbeiten können. Wenn
diese Landesregierung ihre Klima-
politik gegen alle Widerstände
durchhält, könnte das ebenfalls
Hoffnung machen, dass diese bei-
spielhafte Energiewende eines In-
dustrielandes Nachfolger finden
wird.

Der 150-seiti-
ge Koalitions-
vertag von
Schwarz-Grün
vom Juni die-

ses Jahres stellt
die vorgezogene

Energiewende in den
Mittelpunkt ihres Handelns für das
Indus trielandes NRW. Wenn die
neue Landesregierung Wüst/Neu-
baur das in den nächsten zehn
Jahren umsetzten kann, dann
steigt sie acht Jahre früher aus
den fossilen Energien aus als die
Bundesregierung vorgegeben hat
und setzt sich damit an die Spitze
aller Bundesländer. Sie will die
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